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Unterrichtung 

durdi die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 974/71 über bestimmte konjunkturpolitische Maßnahmen, die in der 
Landwirtschaft im Anschluß an die vorübergehende Erweiterung der Bandbreiten 
der Währungen einiger Mitgliedstaaten zu treffen sind 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 43, 209 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 4 a der Verordnung (EWG) Nr. 974/71 des 
Rates vom 12. Mai 1971 über bestimmte konjunktur- 
politische Maßnahmen, die in der Landwirtschaft 
im Anschluß an die vorübergehende Erweiterung der 
Bandbreiten der Währungen einiger Mitgliedstaaten 
zu treffen sind^), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 3450/73 2), bestimmt in Absatz 1, 
daß beim Handel mit dritten Ländern die bei der 
Einfuhr gewährten Währungsausgleichsbeträge von 
der Einfuhrbelastung und die bei der Ausfuhr er- 
hobenen Ausgleichsbeträge von den Ausfuhrerstat- 
tungen abzuziehen sind. Kommt bei einer Einfuhr 
keinerlei Erstattung zur Anwendung oder übersteigt 
der Währungsausgleich die Erstattung, so kann der 
die Erstattung übersteigende Anteil des Währungs- 
ausgleichsbetrags oder gegebenenfalls der gesamte 
Ausgleichsbetrag bei der Abwicklung der Zollförm- 
lichkeiten bei der Ausfuhr nach Artikel 6 Absatz 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 1463/73 der Kommis- 
sion vom 30. Mai 1973 über Durchführungsbestim- 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 106 
vom 12. Mai 1971, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 353 
vom 22, Dezember 1973, S. 25 


mungen für die Währungsausgleichsbeträge ^), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 350/ 
74 ^), erhoben werden. 

Die Durchführung von Artikel 4 a Absatz 1 hat 
sich unter verwaltungstechnischen Gesichtspunkten 
als schwierig erwiesen. Während der Abzug von 
der Einfuhrbelastung im allgemeinen durchführbar 
ist, kann der Abzug der Währungsausgleichsbe- 
träge von der Ausfuhrerstattung auf Schwierigkeiten 
stoßen, falls die Gewährung der Erstattungen und 
die Erhebung des Ausgleichsbetrages nicht durch 
dieselbe nationale Stelle erfolgen und wenn der end- 
gültige Betrag der Erstattung im Zeitpunkt der Ab- 
wicklung der Zollförmlichkeiten noch nicht bekannt 
ist. 

Diese Schwierigkeit kann durch eine Ermächtigung 
der Mitgliedstaaten umgangen werden, den in Arti- 
kel 4 a Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EWG) 
Nr. 974/71 vorgesehenen Ausgleich nicht bei jedem 
Einzelgeschäft, sondern nach einer Globalmethode 
vorzunehmen, die den Grundsatz der bisherigen Bu- 
chungsmethoden unberührt läßt. 

Gemäß Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 794/71 muß die Kommission dem Rat allmonat- 
lich einen Bericht über die Anwendung dieser Ver- 
ordnung vorlegen. Auf Grund der gemachten Erfah- 
rungen kann auf diese Verpflichtung verzichtet wer- 
den - 


3) Amtsblatt der Europäisjchen Gemeinschaften Nr. L 146 
vom 4. Juni 1973, S. 1 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 41 
vom 13. Februar 1974, S. 9 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 4 a Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
974/71 wird durdi folgende Unterabsätze ergänzt: 

„Die betreffenden Mitgliedstaaten können jedoch 
beschließen, die im vorstehenden Absatz unter b 
genannten Bestimmungen nicht anzuwenden. 

Jeder Mitgliedstaat, der von der im zweiten Unter- 
absatz vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch macht, 
bestimmt nach einer noch festzulegenden Global- 
methode den Gesamtbetrag der Währungsaus- 
gleichsbeträge, die gemäß Unterabsatz 1 von den 
Erstattungen abzuziehen sind. Für die Verbuchung 
im Rahmen des Haushalts der Europäischen Ge- 
meinschaften wird 

— dieser Gesamtbetrag so behandelt, als ob er von 
den Erstattungen abgezogen worden wäre, 

— der Teilbetrag, der die Summe der Erstattungen 
überschreitet, wie ein bei der Ausfuhr erhobener 
Währungsausgleichsbetrag behandelt. 


Die Durchführungs Vorschriften zum vorstehenden 
Unterabsatz werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 13 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates 
vom 21. April 1970 über die Finanzierung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik®), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 2788/72®), erlassen." 

Artikel 2 

Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 974/ 
71 wird gestrichen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Artikel 1 ist ab 1. Februar 1973 anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


ö) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
15. Juli 1974 - 1/4 ~ 680 70- E- Wä 10/1/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 24. Juni 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 

1. Artikel 4 a Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
974/71 des Rates über bestimmte konjunkturpoli- 
tische Maßnahmen, die in der Landwirtschaft im An- 
schluß an die vorübergehende Erweiterung der 
Bandbreiten der Währungen einiger Mitgliedstaaten 
zu treffen sind, sieht vor, daß bei Mitgliedstaaten, 
deren Währungen Wertverluste erfahren haben, die 
Währungsausgleichsbeträge im Handel mit dritten 
Ländern 

a) bei der Einfuhr von der Einfuhrabgabe abzuzie- 
hen, 

b) bei der Ausfuhr von den Ausfuhrerstattungen 
abzuziehen sind. 

2. Die Durchführung von Artikel 4 a bringt in den 
betreffenden Mitgliedstaaten bei Einfuhren keiner- 
lei Verwaltungsprobleme mit sich. Dagegen entste- 
hen in einigen Mitgliedstaaten jedoch Schwierigkei- 
ten bei den Ausfuhren. Mit der Erhebung der Aus- 
gleichsbeträge im Handel mit dritten Ländern sind 
im allgemeinen nicht dieselben nationalen Stellen 
beauftragt, die auch die Gewährung von Ausfuhr- 
erstattungen abzuwickeln haben. Eine verwaltungs- 
mäßige Koordinierung zwischen beiden Stellen wäre 
zwar grundsätzlich möglich, stößt jedoch in der 
Praxis auf Verfahrens-Unterschiede zwischen der 
Erhebung an der Grenze und der Gewährung von 
Erstattungen. Einerseits ist es nämlich nach den Re- 
geln der Verordnung (EWG) Nr. 974/71 durchaus 
möglich, daß der zu vereinnahmende Betrag die zu 
gewährende Erstattung übersteigt, andererseits aber 
hängt die Erstattung häufig von Elementen ab, die 
erst, nachdem das Erzeugnis das Hoheitsgebiet ver- 
lassen und seinen Bestimmungsort erreicht hat, be- 
kannt werden (unterschiedliche Erstattungen je nach 
Bestimmungsort). Unter diesen Umständen haben 
einige Mitgliedstaaten Schwierigkeiten, den Abzug 
so, wie er in Artikel 4 a Absatz 1 Buchstabe b vor- 
gesehen ist, vorzunehmen und bevorzugen deshalb 
für die Gewährung der Erstattung und für die Ver- 
einnahmung des Währungsausgleichsbetrages ge- 
trennte Verfahren. 

3. Eine derartige von einigen Staaten aus admini- 
strativen Gründen gewünschte Trennung hat jedoch 
mehr als nur verwaltungstechnische Folgen? die Ein- 
führung dieser Trennung hat finanzielle Auswir- 
kungen. Infolge der bestehenden Finanzierungsord- 
nung würde eine solche Trennung im Zusammen- 
hang mit dem bei der Ausfuhr gewährten Wäh- 
rungsausgleichsbetrag 

— zur Erhöhung der Erstattungskosten, 


— zur Erhöhung des von den betreffenden Mit- 
gliedstaaten als Eigenmitteln erhobenen Betrags 
führen. 

Mit Rücksicht auf diese Kostensteigerung sowie auf 
die Erhöhung des Anteils der Eigeneinnahmen der 
fraglichen Mitgliedstaaten und - was nicht aus dem 
Auge zu verlieren ist - die Inzidenz des Begriffs 
„relativer Anteil" auf die Eigenmittel und die In- 
kassokosten von 10 V. H., ist der Schluß zu ziehen, 
daß die finanziellen Folgen einer solchen Trennung 
vollkommen anders als die finanziellen Folgen von 
Artikel 4 a in seiner derzeitigen Fassung sind. 

4. Angesichts der verwaltungsmäßigen Schwierig- 
keiten sollte jedoch nach einer Lösung gesucht wer- 
den, die einerseits derartige Schwierigkeiten ver- 
meidet, die andererseits aber auch eine finanzielle 
Inzidenz hat, die der von Artikel 4 a in seiner der- 
zeitigen Fassung entspricht. Daher wird vorgeschla- 
gen, den in Frage kommenden Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit zu geben, den genannten Abzug nicht 
vorzunehmen, d. h. die Gewährung der Erstattung 
und die Vereinnahmung des Währungsausgleichs- 
betrags getrennt abzuwickeln. Um die gleiche finan- 
zielle Inzidenz zu erreichen, wie sie Artikel 4 a in 
seiner derzeitigen Fassung mit sich bringen würde, 
wird ferner vorgeschlagen, für die Verbuchung im 
Rahmen des EAGFL einen Globalabzug vorzuneh- 
men, der nach einer Anwendungsvorschrift, die nach 
dem Verfahren des Artikels 13 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 (Verfahren für die Stellungnahme 
des Fondsausschusses -- Beschluß der Kommission) 
zu erlassen ist, erfolgt. 

5. Finanzielle Auswirkungen 

Da zur Vermeidung bestimmter verwaltungstech- 
nischer Schwierigkeiten in dem vorliegenden Vor- 
schlag auf eine globale Methode zurücfcgegriffen 
werden soll, die das Abrechnungsverfahren nach 
Artikel 4 a der Verordnung (EWG) Nr. 974/71 im 
Prinzip nicht ändert, beschränkt sich die finanzielle 
Inzidenz auf die Fehlerspanne, die das Globalver- 
fahren mit sich bringt. 

6. Artikel 8, Absatz 3, der Verordnung (EWG) Nr. 
974/71 sieht vor, daß die Kommission dem Rat mo- 
natlich einen Bericht über die Anwendung dieser 
Verordnung vorlegt. Mit zunehmender Gültigkeits- 
dauer dieser Verordnung hat es sich gezeigt, daß 
diese Berichte viel von der Bedeutung verloren, die 
sie im Zeitpunkt der Einrichtung des Systems der 
Ausgleichsbeträge hatten. Deshalb scheint es ange- 
bracht, in der Zukunft auf die Verpflichtung, sie 
dem Rat vorzulegen, zu verzichten, und es wird vor- 
geschlagen, den fraglichen Absatz zu streichen. 



